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I. Einleitung

Art. 11a Abs. 1 StFV:

Die Kantone berücksichtigen die Störfallvorsorge in der Richt- und 
Nutzungsplanung sowie bei ihren übrigen raumwirksamen 
Tätigkeiten.
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I. Einleitung

Art. 11a Abs. 1 StFV:

Die Kantone berücksichtigen die Störfallvorsorge in der Richt- und 
Nutzungsplanung sowie bei ihren übrigen raumwirksamen 
Tätigkeiten.

1. Raumplanung 2. Baubewilligungsverfahren
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I. Einleitung

Risikoanlagen gemäss Art. 1 Abs. 2 StFV:

> Betriebe

> Verkehrswege

> Rohrleitungsanlagen
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I. Einleitung

Art. 11a Abs. 2 StFV:

Die Vollzugsbehörde bezeichnet bei Betrieben, Verkehrswegen 

und Rohrleitungsanlagen den angrenzenden Bereich, in dem die 

Erstellung neuer Bauten und Anlagen zu einer erheblichen 

Erhöhung des Risikos führen kann.

angrenzender Bereich = Konsultationsbereich = KOBE
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I. Einleitung

Kanton Zürich
GIS-Browser:
http://maps.zh.ch/

Wo ist der KOBE einsehbar?
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I. Einleitung
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I. Einleitung
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I. Einleitung

Störfall

BLEVE

> Boiling Liquid Expanding Vapor Explosion

> Gasexplosion einer expandierenden, siedenden Flüssigkeit 
(Wikipedia)

> Ein BLEVE kann entstehen, wenn in einem Tank die Gasphase über 
einem verflüssigten, brennbaren Gas so stark erhitzt wird, dass 
durch den Druckaufbau der Behälter aufreisst. Die dabei 
austretende grosse Gasmenge entzündet sich in einer Explosion und 
einem Feuerball. (Einsatzleiterwiki, 
https://wiki.einsatzleiterwiki.de/doku.php?id=cbrn:allgemein:cbrn-
lexikon:bleve )

https://wiki.einsatzleiterwiki.de/doku.php?id=cbrn:allgemein:cbrn-lexikon:bleve
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I. Einleitung

Explosion Tanklastwagen, Bologna, 2018

Bild: EPA
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I. Einleitung

Bild: Polizia di Stato/DPA
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I. Einleitung

Bild: Vigili Del Fuoco via AP
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I. Einleitung

> Kollision und Entgleisung zweier Züge, darauffolgende 

Explosion von Kesselwaggons, North Dakota, Amerika, 

2013

> 91 Meter hoher Feuerball

Bild: Alon Davidy
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I. Einleitung

Explosion Kesselwaggon, Zürich-Affoltern, 1994

Flammen bis zu 100 Meter hoch (aus SRF Archiv)



15

I. Einleitung

Explosion Gasleitung, Ludwigshafen, 2015

Bild: https://rheinneckarblog.de/22/gas-explosion-in-ludwigshafen-
fahrlaessige-toetung/68893.html
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I. Einleitung

> Propanexplosion in Toronto, Kanada, 2008

Bild: https://en.wikipedia.org/wiki/Toronto_propane_explosion
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I. Einleitung

Explosion in einer Chemiefabrik in Yancheng, Provinz Jiangsu, 

China, März 2019

Bild: Reuters
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I. Einleitung
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Art. 1 Abs. 1 StFV:

Diese Verordnung soll die Bevölkerung und die Umwelt vor 

schweren Schädigungen infolge von Störfällen schützen. 

II. Grundzüge der Störfallvorsorge

Ausmass einer möglichen Schädigung Wahrscheinlichkeit eines Störfalls

 Ziel: Risiko soll tragbar sein.
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Vollzug:

Art. 3 Abs. 1 StFV: Der Inhaber eines Betriebs, eines Verkehrswegs 

oder einer Rohrleitungsanlage muss alle zur Verminderung des 

Risikos geeigneten Massnahmen treffen, die nach dem Stand der 

Sicherheitstechnik verfügbar, aufgrund seiner Erfahrung ergänzt und 

wirtschaftlich tragbar sind. Dazu gehören Massnahmen, mit denen 

das Gefahrenpotential herabgesetzt, Störfälle verhindert und deren 

Einwirkungen begrenzt werden.

II. Grundzüge der Störfallvorsorge
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Vollzug

Zweistufiges Verfahren: 

II. Grundzüge der Störfallvorsorge

1. Kurzbericht

2. U.U. Risikoermittlung
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II. Grundzüge der Störfallvorsorge

Je nach Bereich unterscheidet sich die Tragweite der anzuordnenden Massnahmen. 
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II. Grundzüge der Störfallvorsorge

Handbuch zur Störfallverordnung des BAFU, S. 8
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II. Grundzüge der Störfallvorsorge

Massnahmen, welche das Ausmass der Schädigung
reduzieren, sind beispielsweise:

• Ersatz oder Reduktion von gefährlichen Stoffen
• Einsatz von Sprinkleranlagen
• Einhaltung von Sicherheitsabständen zu 

gefährdeten Objekten
• Schutz gegen äussere Einflüsse wie Erdbeben oder 

Hochwasser 
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II. Grundzüge der Störfallvorsorge

Als Massnahmen zur Reduktion der 
Schadenshäufigkeit kommen etwa in Frage:

• Brandmeldeanlagen
• Sicherheitsmanagement
• Adäquate Ausbildung der in der Risikoanlage 

tätigen Personen
• Regelmässige Wartung und Instandhaltung der 

Risikoanlage 

ultima ratio: Verlegung oder Einstellung des Betriebs 
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Verdichtung

III.a. Raumplanung und Störfallvorsorge

Frage: Wie ist mit Land umzugehen, das sich im KOBE
befindet und sich grundsätzlich für eine Ein- oder
Aufzonung eignen würde?

Art. 3 Abs. 3 lit. abis RPG:
 bessere Nutzung der brachliegenden oder ungenügend
genutzten Flächen in Bauzonen und der Nutzung der
Möglichkeiten zur Verdichtung der Siedlungsfläche
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III.a. Raumplanung und Störfallvorsorge

«An sehr zentralen Orten mit einer besonders guten

Verkehrsinfrastruktur (zum Beispiel in Altstetten oder in

Seebach) soll eine massgebliche bauliche Verdichtung mit

einer hohen Nutzungsmischung ermöglicht

werden.»

Kommunale Richtplan Siedlung, Landschaft, öffentliche 
Bauten und Anlagen der Stadt Zürich:
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III.a. Raumplanung und Störfallvorsorge

 Zielkonkurrenz zwischen Störfallvorsorge 
und Verdichtung
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III.a. Raumplanung und Störfallvorsorge

Umgang mit dieser Zielkonkurrenz?

BGE 117 Ia 434, S. 438, E. 3f.: 
"Bei der Erfüllung raumplanerischer Aufgaben haben die 
Planungsbehörden eine umfassende Berücksichtigung und 
Abwägung der verschiedenen Interessen vorzunehmen."
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II. Raumplanung und Störfallvorsorge

Art. 3 RPV Interessenabwägung 
1 Stehen den Behörden bei Erfüllung und Abstimmung
raumwirksamer Aufgaben Handlungsspielräume zu, so wägen
sie die Interessen gegeneinander ab, indem sie:

a. die betroffenen Interessen ermitteln; 
b. diese Interessen beurteilen und dabei insbesondere die 

Vereinbarkeit mit der anzustrebenden räumlichen 
Entwicklung und die möglichen Auswirkungen 
berücksichtigen; 

c. diese Interessen auf Grund der Beurteilung im 
Entscheid möglichst umfassend berücksichtigen. 

2 Sie legen die Interessenabwägung in der Begründung ihrer
Beschlüsse dar.
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III.a. Raumplanung und Störfallvorsorge

Art. 3  Abs. 3 lit. b RPG 

Wohngebiete vor schädlichen oder lästigen
Einwirkungen wie Luftverschmutzung, Lärm und
Erschütterungen möglichst verschont werden.

Die Siedlungen sind nach den Bedürfnissen der
Bevölkerung zu gestalten und in ihrer Ausdehnung zu
begrenzen. Insbesondere sollen:
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Massnahmen auf Ebene Richtplanung:

III.a. Raumplanung und Störfallvorsorge

• Festlegung einer risikogerechten Nutzungsdichte

• Suche nach Alternativstandorten
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Massnahmen auf Ebene Nutzungsplanung:

III.a. Raumplanung und Störfallvorsorge

• Ausscheiden einer Freihalte-/Erholungszone im KOBE als

Pufferbereich, damit die notwendigen Abstände geschaffen

werden.

• Bauliche Dichten im KOBE so festlegen, dass das Störfallrisiko

nicht untragbar ist.

• Innerhalb einer Zone im KOBE kann das Nutzungsmass räumlich

differenziert angeordnet werden, damit das Störfallrisiko nicht

untragbar wird.

• Sensible Nutzungen wie Spitäler, Altersheime, Kindergärten

oder Einkaufszentren an weniger gefährdeten Lagen planen

(Alternativstandort)
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III.a. Raumplanung und Störfallvorsorge

Probleme:

- Risiko auf Ebene Nutzungsplanung ist nur schwer 
zu ermitteln.

- Fehlende Instrumente in Bezug auf die 
Nutzungsplanung

- Verzicht auf 
Nutzugsdichte

- Alternativstandorte

- Regelungen in der BZO 
(abschliessende Regelung im 
PBG)

Gestaltungsplanpflicht (§ 48 Abs. 3 PBG)
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III.a. Raumplanung und Störfallvorsorge

Beispiel:

Regierungsrat des Kantons Luzern (RR LU LGVE 2011 III Nr. 11):

Gemeinde wollte eine Sportanlage erweitern. Dafür hätte Landwirtschaftsland einer

Zone für Sport- und Freizeitanlagen zugewiesen werden sollen. Die entsprechende

Fläche befand sich jedoch im Konsultationsbereich einer Erdgasleitung, deren

Betreiberin Beschwerde gegen die Einzonung erhob, welche gutgeheissen wurde.

Konkretes Vorgehen: Abwägung von Massnahmen an der 

Quelle und Massnahmen auf dem Nachbargrundstück.



36

III.a. Raumplanung und Störfallvorsorge
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III.b. Baubewilligungen im KOBE
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III.b. Baubewilligungen im KOBE
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III.b. Baubewilligungen im KOBE

Bild: ZSC Lions
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Mögliche Massnahmen am Objekt:

> Wohnräume auf der von der Risikoanlage abgewandten Seite erstellen

> möglichst grosse Gebäudeabstände zur Risikoanlage

> Erstellung von Mauern oder Schutzwällen

> möglichst wenige Fassadenöffnungen gegen die Risikoanlage

> Brandschutzfenster

> Reduzierte Ausnützung

> Verweigern der Baubewilligung

III.b. Baubewilligungen im KOBE
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> Wer ordnet die Massnahmen an?

> Information der betroffenen 

Grundeigentümer?

IV. Verfahren

Ursprünglich geplanter (aber ersatzlos gestrichener) Art. 11a Abs. 4 StFV:
„Die kantonale Vollzugsbehörde berät den Bauherren bei der Planung von
Bauten und Anlagen, welche das Risiko in einem Bereich nach Absatz 2
erheblich erhöhen können.“
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Begriff und Bedeutung:

«Polizeiliche Massnahmen haben sich ausschliesslich 

gegen den Störer zu richten.»

V. Störerprinzip
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V. Störerprinzip

Art. 10 Abs. 1 USG Katastrophenschutz:

Wer Anlagen betreibt oder betreiben will, die bei
ausserordentlichen Ereignissen den Menschen oder seine
natürliche Umwelt schwer schädigen können, trifft die zum
Schutz der Bevölkerung und der Umwelt notwendigen
Massnahmen. Insbesondere sind die geeigneten Standorte zu
wählen, die erforderlichen Sicherheitsabstände einzuhalten,
technische Sicherheitsvorkehren zu treffen sowie die Über-
wachung des Betriebes und die Alarmorganisation zu
gewährleisten.
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V. Störerprinzip

Art. 3 StFV Sicherheitsmassnahmen:

1 Der Inhaber eines Betriebs, eines Verkehrswegs oder einer
Rohrleitungsanlage muss alle zur Verminderung des Risikos
geeigneten Massnahmen treffen, die nach dem Stand der
Sicherheitstechnik verfügbar, aufgrund seiner Erfahrung ergänzt
und wirtschaftlich tragbar sind. Dazu gehören Massnahmen, mit
denen das Gefahrenpotential herabgesetzt, Störfälle verhindert
und deren Einwirkungen begrenzt werden.
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V. Störerprinzip

BVGer A-5781/2007, E. 6.3:

"Nach Art. 10 Abs. 1 USG muss der Inhaber einer gefährlichen
Anlage für die erforderlichen Sicherheitsmassnahmen sorgen.
Weil nur er Normadressat dieser Bestimmung ist, kann die
Vollzugsbehörde Massnahmen nur von ihm verlangen. Aus dem
Störerprinzip ergibt sich, dass betroffene Dritte (Nachbarn einer
gefährlichen Anlage) grundsätzlich nicht verpflichtet sind,
Massnahmen zu treffen, die erforderlich sind, um die Risiken zu
reduzieren, die von der Anlage ausgehen. Dies gilt auch dann,
wenn Sicherheitsmassnahmen nur deshalb erforderlich werden,
weil das Nachbargrundstück überbaut oder intensiver als bisher
genutzt wird und das Risiko in der Umgebung zunimmt."
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 Absolute Geltung des Störerprinzips?

 Keine Massnahmen zulasten des 

Nachbargrundstücks zulässig?

V. Störerprinzip
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Falls nur Massnahmen an der Quelle möglich wären:

 Einstellung oder Verlegung der Risikoanlage als ultima ratio

denkbar.

V. Störerprinzip
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V. Störerprinzip

„Relativierung“ der absoluten Geltung des 
Störerprinzips?

Herkunft des Störerprinzips:

- Keine Legaldefinition auf Bundesebene
- Ausfluss bzw. Konkretisierung des 

Verhältnismässigkeitsprinzips
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V. Störerprinzip

Das Störerprinzip im Zusammenhang mit 
raumplanerischen Massnahmen

- Grds. kein Anspruch des Grundeigentümers auf 
Ein- oder Aufzonung seines Grundstücks.

- Raumplanerische Interessenabwägung ist 
zwingend
Art. 3 Abs. 3 lit. b RPG i.V.m. Art. 11a Abs. 1 

StFV
- Verhältnismässigkeitsprinzip
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Fazit Ebene Nutzungsplanung:

V. Störerprinzip

Störerprinzip steht (passiven) Massnahmen auf dem

Nachbargrundstück m.E. nicht entgegen.
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V. Störerprinzip

Das Störerprinzip im Baubewilligungsverfahren

Hält ein Bauvorhaben alle einschlägigen Vorschriften des
öffentlichen Rechts ein, so besteht ein Rechtsanspruch auf
Bewilligungserteilung.
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Keine Interessenabwägung im Baubewilligungsverfahren 

vorgesehen.

 Gesetzliche Grundlage erforderlich

 Auf kantonaler Ebene

 Polizeiliche Generalklausel kann nicht angerufen werden. 

(BGer 1a.14/2005 / 1A.18/2005 [= URP 2007 183 ff.], E. 7.)

V. Störerprinzip
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Mögliche gesetzliche Grundlage (ZH):

§ 239 Abs. 1 PBG:

«Bauten und Anlagen müssen nach Fundation, Konstruktion und Material 

den anerkannten Regeln der Baukunde entsprechen. Sie dürfen weder bei 

ihrer Erstellung noch durch ihren Bestand Personen oder Sachen gefährden.»

§ 2 Abs. 1 der kantonalen Verordnung über den Vollzug der 

Störfallverordnung (VV StFV)

«Die Fachstelle beurteilt die durch die Betriebsinhaber gemäss der 

Störfallverordnung zu erstellenden Kurzberichte und Risikoermittlungen. Sie 

veranlasst Massnahmen zur Verhinderung nicht tragbarer Risiken und zur 

Einhaltung des Standes der Sicherheitstechnik.»

V. Störerprinzip
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VI. Kosten

Ausgangslage 

Art. 2 USG

«Wer Massnahmen nach diesem Gesetz verursacht, trägt die

Kosten dafür.»
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VI. Kosten

BGE 132 II 371 (Sissach):

"Indes ist dem kantonalen (respektive kommunalen)

Gesetzgeber nicht versagt, dem Grundeigentümer - zumindest

als Zustandsstörer - einen Teil der Massnahmekosten

aufzuerlegen. Auf diese Weise wird auch dem in BGE 120 Ib 76

zum Ausdruck gebrachten Gedanken Rechnung getragen, dass

der Grundeigentümer im Wissen um die bestehende

Lärmbelastung bauen will. Die wirtschaftliche Interessenlage

des Grundstückseigentümers wird mitberücksichtigt."
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> Zielkonkurrenz: Verdichtung vs. Störfallvorsorge.

> Ebene Raumplanung: Zielkonkurrenz ist über eine 

Interessenabwägung zu lösen.

> Ebene Baubewilligungsverfahren: Anspruch auf Erteilung 

der Baubewilligung; keine Interessenabwägung. 

> Einfluss des Störerprinzips: Auf der Ebene Planung sind 

Massnahmen auf dem Nachbargrundstück zulässig, sofern 

sie auf einer rechtsgenügenden Interessenabwägung 

beruhen. Im Baubewilligungsverfahren ist eine gesetzliche 

Grundlage erforderlich, welche solche Massnahmen

vorsieht.

Zusammenfassung
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> Kostentragung: Solange keine gesetzliche Grundlage eine 

Kostenüberwälzung vorsieht, verbleiben die Kosten beim 

Massnahmepflichtigen.

Zusammenfassung
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